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1 Einführung 

Ein Ortsbild von nationaler Be-
deutung 

Einsiedeln ist untrennbar mit dem Kloster verbunden und 
gehört zu den Siedlungsgebieten in der Schweiz, welche 
einen historisch aussergewöhnlichen Kern besitzen 1. Die im 
Jahr 948 geweihte Gründungskirche weist auf eine lange 
Siedlungsgeschichte hin und prägt seit Jahrhunderten das 
Dorf mit der Entwicklung des Klosters. 

Die räumlichen Qualitäten zeugen von den Bemühungen, 
das wertvolle Ortsbild zu erhalten und weiter zu entwickeln. 
Auch wenn zahlreiche Brände in den vergangenen Jahrhun-
derten das Dorfbild veränderten, so brachte der Klosterneu-
bau im 17. und 18. Jahrhundert einen grossen Aufschwung 
ins Dorf und somit auch zum heutigen Kulturgut. 

Unterschiedliche Interessen 
bei Bauprojekten 

Die rege Bautätigkeit in den vergangenen Jahrzehnten und 
in neuerer Zeit brachte es mit sich, dass die Vorstellungen 
zwischen Bauherrschaften und Behörden zu Bauprojekten 
nicht immer übereinstimmen. Das führte und läuft oft zu 
schwierigen Diskussionen, was eigentlich nicht im Interesse 
eines konstruktiven Bewilligungsverfahrens und einer ge-
ordneten Weiterentwicklung des Siedlungsbestandes ist. 

Die bauliche Entwicklung in den vergangenen Jahren im 
Dorfkern Einsiedeln widerspiegelt denn auch ein sehr diffe-
renziertes Bild von realisierten Gebäuden. 

Ein Bundesgerichtsurteil mit 
Folgen 

Das Bundesgericht hat in einem Leitentscheid von 2009 in 
Rüti ZH festgehalten, dass das Bundesinventar der schüt-
zenswerten Ortsbilder der Schweiz von nationaler Bedeu-
tung (ISOS) bei der Nutzungsplanung und im Baubewilli-
gungsverfahren berücksichtigt werden muss. Zwischenzeit-
lich sind zahlreiche weitere Urteile gefällt worden, die Hin-
weise zu den Leitplanken in der Ortsplanung aber auch im 
Baubewilligungsverfahren geben. Dabei spielt die Interes-
senabwägung nach Art. 3 RPV eine zentrale Rolle. 

Ortskern auch im Gewässer-
schutzbereich 

Bild 1: Ausschnitt Gewässerschutzbereich Au (Quelle: Web GIS SZ) 

 
1 ISOS Einsiedeln Nr. 3247, Stand: 1987 
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Ein weiteres Bundesgerichtsurteil von 2021 befasst sich mit 
dem Eingriff unterhalb des mittleren Grundwasserstandes. 
Nach diesem Entscheid bedarf es nicht nur des Nachweises 
zur Durchflusskapazität, sondern zusätzlich ebenfalls der 
bereits oben erwähnten Interessenabwägung. 

In Einsiedeln ist vom Gewässerschutzbereich Au ein Gross-
teil der Bauzone und insbesondere das ganze ISOS-Gebiet 
betroffen. Die Anforderungen an das Baubewilligungsver-
fahren steigen somit weiter an. 

2 Zielpublikum 

Unterstützung aller Beteilig-
ten 

Damit Bauprojekte (inkl. Gestaltungspläne) effizienter 
behandelt werden können, soll die Vollzugshilfe sowohl 
Bauherrschaften, Architektur- und Planungsbüros als auch 
der Abteilung Planen Bauen Umwelt Energie und ebenso der 
Baubehörde dienen, die erforderlichen Schritte in einem 
vorgegebenen Raster durchzuführen. Das soll in Form von 
Werkstattgesprächen stattfinden, ergänzt mit Erklärungen 
zu Bestimmungen im kommunalen Baureglement sowie 
zum Einstieg in den Prozess der Interessenabwägung. 

Im Vordergrund steht das Verständnis zum Umgang mit dem 
historisch gewachsenen Ortskern von Einsiedeln, wenn Um- 
oder Neubauvorhaben zur Diskussion stehen. Mit relativ 
wenig finanziellem und zeitlichem Aufwand für die Bauherr-
schaft und für die Bauverwaltung kann so ein eingabereifes 
Bauprojekt erarbeitet werden. 

3 Rechtliche Grundlage 

Vom Bundesgesetz bis zum 
kommunalen Recht 

Die Rechtsgrundlage für eine haushälterische Nutzung des 
Bodens, eine geordnete Besiedlung und für die Berücksichti-
gung des Ortsbildschutzes ergibt sich, neben dem Raumpla-
nungsgesetz, auch aus § 1 des kantonalen Planungs- und Bau-
gesetzes (PBG) und § 1 des kantonalen Denkmalschutzgeset-
zes (DSG). In Art. 46 des kommunalen Baureglements (BauR) 
werden zudem die elementaren Regeln der Architektur und die 
Anforderungen an die Einfügung in die gewachsenen Orts-
strukturen wie Körnung, Gestaltung und Farbgebung speziell 
in der Dorfkernzone formuliert. 

Soweit das ISOS auch weitere Zonen betrifft (Wohnzonen, 
Wohn- und Gewerbezone oder Gewerbe- und Industriezone), 
gelten sinngemässe Anforderungen. 

Gewässerschutz eine Bun-
desaufgabe 

Was den in Einsiedeln augenfälligen Gewässerschutz betrifft, 
so gelten hierzu unter anderem Art. 19 des Bundesgesetzes 
über den Gewässerschutz (GSchG) sowie Art. 29 und Anhang 4, 
Ziffer 211, der Gewässerschutzverordnung (GSchV).  

Soweit ein Bauvorhaben den mittleren Grundwasserspiegel 
tangiert, ist ebenfalls eine Bundesaufgabe betroffen. 

ISOS mit differenzierten 
Schutzzielen 

Die Bedeutung des ISOS für ein allfälliges Abweichen von der 
ungeschmälerten Erhaltung wird in Art. 6 Abs. 2 des Bundes-
gesetzes über den Natur- und Heimatschutz (NHG) festgelegt. 



Bauen in Einsiedeln in ISOS-Gebieten mit Schutzziel A und B 6 
 

Bezirk Einsiedeln, Planen Bauen Umwelt Energie 

Es umfasst Objekte von nationaler Bedeutung. Eingriffe in vom 
ISOS betroffenen Gebieten dürfen somit bei der Erfüllung einer 
Bundesaufgabe nur in Erwägung gezogen werden, wenn keine 
gleich- oder höherwertigen Interessen von ebenfalls nationa-
ler Bedeutung entgegenstehen. Das betrifft insbesondere Ob-
jekte mit dem Schutzziel A (Erhalten der Substanz). 

Für Objekte von kantonaler und kommunaler Bedeutung bzw. 
für ISOS-Gebiete mit dem Schutzziel B (Erhalten der Struktur) 
gelten etwas weniger strenge Regeln. 

 Bild 2: Ausschnitt aus dem ISOS Einsiedeln 

Kantonales Schutzinventar 
KSI 

Gestützt auf § 4 DSG führt der Kanton ein Inventar der ge-
schützten Bauten und Objekte 2. Für jede inventarisierte Baute 
wird das Schutzziel im Inventar festgehalten. 

Bild 3: Ausschnitt aus dem KSI SZ 

 
2 Siehe WebGIS SZ KSI Objekte 



Bauen in Einsiedeln in ISOS-Gebieten mit Schutzziel A und B 7 
 

Bezirk Einsiedeln, Planen Bauen Umwelt Energie 

Vollzugshilfe zur Unterstüt-
zung 

Die Vollzugshilfe bietet eine Hilfe für die Praxis. Sie ist nicht 
rechtsverbindlich sondern eine Anleitung, die freiwillig bei der 
Planung und Projektierung innerhalb der ISOS-Gebiete 1 bis 
und mit 10 anwendbar ist. Sie ersetzt keine übergeordneten 
Vorschriften, weder auf kantonaler noch auf Bundesebene. 
Vielmehr ergänzt und konkretisiert sie diese bzw. thematisiert 
das wünschbare Vorgehen und strittige Diskussionspunkte im 
Baureglement. Sie dient als Basis für die Beurteilung von Bau-
vorhaben im Bewilligungsverfahren. 

Inhaltlich befasst sich die Vollzugshilfe mit drei Themen: 

− den Erläuterungen zum Baureglement in der Dorfkernzone 
und weiteren Bauzonen, 

− dem Inhalt und der Abfolge der Werkstattgespräche, 

− den Verfahrensschritten zur Interessenabwägung. 

Periodische Überprüfung Die Vollzugshilfe wird periodisch auf ihre Tauglichkeit über-
prüft und, soweit erforderlich, entsprechend der Praxis ange-
passt. Fachlich wird sie von der Abteilung Planen Bauen Um-
welt Energie in Absprache mit der Bau- und Umweltbehörde 
und der Planungskommission gehandhabt. 

4 Geltungsbereiche 

ISOS-Gebiete Die Vollzugshilfe gilt in der Dorfkernzone, in den Wohnzo-
nen, in der Wohn- und Gewerbezone, in der Gewerbe- und 
Industriezone sowie in der Zone öffentliche Bauten und 
Anlagen, soweit diese vom ISOS-Perimeter (Gebiete 1 bis 
und mit 10) betroffen sind. 

Bild 4: Vergleich Ausschnitte Zonenplan und ISOS-Gebiete (Bildquellen: WebGIS SZ und ISOS) 

Ausserhalb der ISOS-Gebiete Ausserhalb der erwähnten Zonen und den ISOS-Gebieten 
kann die Vollzugshilfe in Absprache mit der Abteilung Pla-
nen Bauen Umwelt Energie stufengerecht als Anleitung her-
angezogen werden. 

Gestaltungspläne Bei Gestaltungsplänen nach Art. 6f Baureglement können 
die Grundsätze des Vorgehens und der Inhalt sinngemäss 
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bzw. stufengerecht und in Absprache mit der Abteilung Pla-
nen Bauen Umwelt Energie angewendet werden. Abwei-
chungen von der Regelbauweise sind möglich. Sie dürfen je-
doch nicht soweit führen, dass die Bedeutung der Gestal-
tungsgrundsätze relativiert wird. Die Vollzugshilfe kann hier 
bei allfälligen Werkstattgesprächen dienlich sein. 

5 Bedeutung der Siedlungsqualität im Ortskern Einsiedeln 

Klosteranlage und Gebiet 
Hauptstrasse Ost 

Die Klosteranlage mit dem barocken Gebäudekomplex gilt 
als die imposanteste der Schweiz und prägt mitsamt dem 
grossen Vorplatz und den westlich daran angrenzenden 
Bauten das Ortsbild von Einsiedeln ganz entscheidend. Die 
baulichen und siedlungsmässigen Qualitäten sind bei künf-
tigen Bauvorhaben zu erhalten und, wo angebracht, zu ver-
bessern. 

Gebiet Langrüti Im Verlaufe der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts bis zum 
ersten Weltkrieg entwickelte sich auch das Gebiet entlang 
der Langrütistrasse mit einer dichten Abfolge von Klein-
bauern- und Arbeiterhäuser und zeichnet sich durch eine 
grosse Eigenständigkeit und seltene Kohärenz aus. 

Übriger Dorfkern und angren-
zende Gebiete 

Der übrige Dorfkern und die angrenzenden Gebiete sind ge-
prägt durch eine Mischung von dichter Bebauung mit drei- 
und viergeschossigen Häusern, einer kleinteiligen Bebau-
ung mit z.T. gewerblicher Nutzung und einer heterogenen 
aber auch orthogonalen Struktur. 

Gebiet westlich Bahnhof Westlich des 1877 eröffneten Bahnhofs zeigen sich entlang 
der Ausfallstrassen (Zürich- und Spitalstrasse sowie Lang-
rütistrasse) die typischen Ansätze einer Strassendorfbe-
bauung. 

Anforderungen in der Dorf-
kernzone 

Die Zonenvorschriften im Baureglement (Art. 45 und 46) 
haben den Zweck, das schützenswerte Ortsbild von natio-
naler Bedeutung zu erhalten und gleichzeitig Erneuerungen, 
sowie Neu- und Umbauten in der gewachsenen Siedlungs-
struktur zu ermöglichen. Abweichungen von den Umschrei-
bungen im Baureglement sind soweit möglich, wie diese für 
das Projekt aber auch für die Umgebung eine bessere, min-
destens aber gleichwertige Lösung aufzeigen. Die vorliegen-
de Vollzugshilfe dient dazu, die jeweiligen Bestimmungen 
bei Um- und Neubauten noch verständlicher zu formulieren. 
Dazu zieht die Abteilung Planen Bauen Umwelt Energie 
Fachleute bei. 

Interessenabwägung als Pro-
zess 

Gemäss revidiertem Bundesgesetz über die Raumplanung 
(RPG) gehört die Siedlungsentwicklung nach innen, unter 
Berücksichtigung einer angemessenen Wohnqualität, zu 
den raumplanerischen Hauptzielen. In historischen Orts-
kernen, insbesondere in den im ISOS aufgeführten Orts-
bildern, ist die Siedlungsentwicklung immer in der Interes-
senabwägung zwischen Erhalt einerseits (Schutz) und 
Entwicklung anderseits (Nutzen) zu beurteilen. Dabei gibt 
es nicht eine schwarz-weisse Sicht; vielmehr geht es um 
den Qualitätserhalt der bestehenden Siedlung. 
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Verdichtungen nach innen sind möglich, wobei eine Güter-
abwägung zwischen dem Interesse an der Schaffung von 
qualitativ hochstehendem Wohnraum einerseits und an der 
Verdichtung der Bauzone anderseits vorzunehmen ist.3 

Wirtschaftliche Entwicklung 
als Treiber 

Im Bericht "Wirtschaftliche Standortbestimmung Bezirk 
Einsiedeln 2025/2035" wird unter anderem auf die Zusam-
menarbeit des Bezirks mit Grundeigentümern, Privaten und 
kantonalen Fachstellen hingewiesen. Das betrifft auch die 
bauliche Entwicklung im Ortszentrum für neue Arbeitsfor-
men, Nutzflächen für die Kreativ-Wirtschaft, das Freispie-
len von Gewerberäumlichkeiten im Klosterbezirk, ein 
Innovationsnetzwerk und weitere Projekte. 

Bauvorhaben sind so auch im Ortskern immer unter dem 
Aspekt der wirtschaftlichen Entwicklung von Einsiedeln zu 
sehen. 

Der öffentliche Raum zum Er-
leben 

Gestützt auf das "Merkblatt Dorfkerngestaltung" vom 25. 
März 2015 ist der öffentlich zugängliche und erlebbare 
Raum auf privatem Grund ein wichtiges Bindeglied zur Aus-
senraumgestaltung auf öffentlichem Grund. Der Einbezug 
im Rahmen der Werkstattgespräche ist eine Voraussetzung 
für den Erfolg. 

  

 
3 BGE 1C_474/2016 in Basel und Kapitel 8 nachfolgend 
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6 Eingliederungskriterien in den ISOS-Gebieten A und B 

a) Ortsbildschutz                    
(§ 1 Planungs- und Bau-
gesetz PBG, § 9 Denkmal-
schutzgesetz DSG, § 6 
und § 9 Denkmalschutz-
verordnung DSV, Art. 4 
Baureglement BauR und 
ISOS Einsiedeln) 

Das ISOS selber ist keine Vorgabe für bauliche Veränderun-
gen, sondern eine Grundlage, die im Rahmen der Nutzungs-
planung umgesetzt wird. Hinzu kommt, gemäss § 4 DSG, 
das eigentümerverbindliche Kantonale Schutzinventar KSI. 
Soweit diese Bauten und Objekte im Zonenplan oder im KSI 
bezeichnet sind, dürfen sie ohne vorgängige Bewilligung des 
Regierungsrates nicht beseitigt werden 4. 

Bei Umbauten und Sanierungen in ISOS-Gebieten mit 
Schutzziel A ist auf die Substanzerhaltung aller Bauten, 
Anlageteile und Freiräume Wert zu legen, bestehende Be-
einträchtigungen sind zu beseitigen. Ein Ortsbildteil mit der 
Bewertung des Erhaltungsziels A entspricht der höchsten 
Qualitätsstufe. 

Ein Ersatzbau ist nur dann zulässig, wenn der Nachweis 
erbracht wird, dass die bestehende Baute nicht zu erhalten 
ist, sie nicht als geschützt bezeichnet ist oder wenn der 
Aufwand zur Erneuerung unverhältnismässig wäre. Finan-
zielle Gründe werden dabei vom Bundesgericht sehr zurück-
haltend bewertet. Es ist in jedem Fall eine Interessenabwä-
gung erforderlich. Zudem braucht es eine Beurteilung der 
kantonalen Fachstelle Denkmalpflege (§ 9 Abs. 3 DSG). Um 
in der Projektierungsphase rasch Klarheit darüber zu erhal-
ten, ist in der Regel eine frühzeitige Abklärung notwendig, 
wozu es eine bauhistorische Untersuchung braucht. 

In Einsiedeln sind die Klosteranlage, der Vorplatz inkl. der 
angrenzenden Bauten an der Hauptstrasse bis zur Kanto-
nalbank, der Siedlungskörper entlang der Langrütistrasse 
sowie zwei kleinere Gebiete nördlich der Hauptstrasse 
(Kronenstrasse und Häusergeviert Nordstrasse) im ISOS mit 
dem Schutzziel A versehen. Das bedeutet grundsätzlich den 
Erhalt der Substanz. 

Im Ortskern sind in den vergangenen Jahren allerdings auch 
Bauten entstanden oder umgebaut worden, die nicht mehr 
überall mit den historischen Vorgaben übereinstimmen. Mit 
dem Bundesgerichtsurteil im Fall Rüti ZH (2009) 5 hat sich 
ein Sinneswandel ergeben. Die Bedeutung der Einfügung 
eines Gebäudes in das gewachsene Ortsbild hat heute einen 
höheren Stellenwert. Was das konkret heisst, ist ein Pro-
zess der bei jedem Projekt im Detail zu diskutieren bzw. zu 
klären ist. 

b) Eingliederung                         
(§ 56 PBG, Art. 16 BauR, 
ISOS Einsiedeln und 
Ortsbildinventar) 

"Das Landschafts-, Orts-, Quartier- und Strassenbild nicht 
stören" im Sinne von Art. 16 BauR verlangt eine gute Ein-
passung, Gestaltung und Funktionalität des Bauprojektes. 
Hierzu bedarf es einer fachkundigen Beurteilung in Verbin-
dung mit den zum Bauvorhaben benachbarten Gebäuden. 

Die Eingliederung in das Ortsbild hat auch mit der inneren 
Verdichtung zu tun. Die Feststellung, dass das verdichtete 
 

4 siehe § 6 Abs. 1 DSG 
5 BGE 1C-188/2007 in Rüti ZH 
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Bauen eine sparsame Bodennutzung und Erschliessung mit 
einer hohen Bauqualität sowie verminderter Umweltbelas-
tung ermöglicht, ist kein zwingendes Argument für ein dich-
teres Bauen. Dies selbst dann, wenn der Zonenplan und das 
Baureglement es zulassen. Massgebend ist die gewachsene 
Siedlungsstruktur, bezogen auf die benachbarten Gebäude. 

Um die Dichte, die Gebäudeproportionen, die Dimensionen 
wie auch die Wirkung der Baute im Strassenraum beurteilen 
zu können, wird ein physisches (Arbeits-) Modell mit Varian-
ten vorausgesetzt. 

c) Gestaltung                               
(Art. 6, 10, 11, 16, 17, 19, 
45 und 46 BauR, ISOS 
Einsiedeln) 

Der Gestaltung wird im Baureglement viel Platz eingeräumt. 
Der Begriff umfasst denn auch eine Vielzahl von Kriterien, 
die in der Projektierung von Um-, Ersatz- und Neubauten 
zur Anwendung gelangen. Das betrifft die Gebäudeform, 
deren Situierung auf dem Grundstück, die Proportionen und 
das Aussehen des Gebäudes. 

Die Gestaltung hat somit inhaltlich viel mit dem Ortsbild-
schutz und der Eingliederung zu tun. Näheres dazu siehe 
nachfolgende Beschreibung. 

d) Gebäudeprofil, Propor-
tion (Art. 45 und 46 BauR. 
ISOS Einsiedeln) 

Die Dimension und Proportion des Gebäudes, die Dachform 
und deren Gestaltung sind wichtige Kriterien, wenn es um 
Ersatz- oder Neubauten geht.  

e) Geschlossene Bauweise 
(§ 64 PBG, Art. 40 und An-
hang IV BauR) 

Die geschlossene Bauweise ergibt sich aus der gegebenen 
Situation vor Ort, was vor allem in der Dorfkernzone zutrifft. 
Sie ist fallweise zu klären, insbesondere bei Ersatzbauten. 

Bei nicht vorhandenen Grenzbauten ist die geschlossene 
Bauweise nicht ausgeschlossen. Sie ist abhängig von der 
Ausgangslage und von konkreten Absichten benachbarter 
Liegenschaften. Gegenüber Strassen und Gassen gilt als 
Vorgabe meistens die bestehende Gebäudeflucht. Abwei-
chungen dazu sind möglich, müssen sich aber ins Stras-
sen- oder Gassenbild einfügen und bedürfen der Zustim-
mung durch die Bewilligungsbehörde. Gegenüber den rück-
wertigen Parzellengrenzen gilt als Norm die bestehende 
Gebäudefront. 

Im Rahmen von Gestaltungsplanungen gelten die Vorgaben 
zur geschlossenen Bauweise gemäss Anhang IV zum Bau-
reglement. 

f) Fassaden                        
(Art. 46 BauR) 

Die bestehenden Altbauten sind historisch gewachsen und 
sehr stark von den damals verfügbaren Baustoffen und 
konstruktiven Möglichkeiten geprägt. 

Die Materialisierung der Fassaden bei Um- und Ersatzbau-
ten hat sich an der ortsüblichen Bauweise zu orientieren. 
Das betrifft konkret die Massstäblichkeit der Fassaden-
gliederung, die Sockelgestaltung, die Fenstergrössen und -
proportionen, deren Einfassungen, die Dachrandabschlüs-
se, den Einbezug von Balkonen oder Loggias und die Mate-
rialisierung mitsamt der Farbgebung. Die Fassaden sind 
meist symmetrisch aufgebaut. 
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Das Sockelgeschoss umfasst normalerweise eine kleinge-
werbliche oder dienstleistungsbezogene Nutzung und 
grenzt sich in der Fassade gegenüber den Obergeschossen 
ab. Das bezieht sich auf die Fenster- und Türgrössen sowie 
auf die Materialisierung und die Farbgebung. 

Im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens ist eine Bemus-
terung vor Ort vorzusehen. 

g) Fenster                                   
(Art. 46 BauR) 

Die Fenster haben historisch gesehen die Form von stehen-
den Rechtecken und die Fensterflügel weisen teilweise 
quadratische oder rechteckige durch Sprossen unterteilte 
Flächen auf. Sie verfügen oft über eine Einfassung aus Stein 
oder Kunststein und geben der Fassade so einen speziellen 
Charakter. 

Bei Umbauten sind die Fenstereinteilungen nach Möglich-
keit beizubehalten, da sie wesentlich zum gewachsenen 
Ortsbild beitragen. 

Bei Ersatz- und Neubauten kann eine zeitgemässe Archi-
tektur, unter Berücksichtigung der Identität des Ortsbildes, 
angewendet werden. Da sind Sprossenfenster und Einfas-
sungen nicht in jedem Fall angebracht. Die Fensterformate 
können von den üblichen Formen abweichen, sofern sie sich 
harmonisch ins Ortsbild einfügen. 

h) Dachgestaltung                   
(§ 60 PBG, Art. 18 und 46 
BauR) 

Die Steildachform ist in der Dorfkernzone und in den an-
grenzenden Bauzonen, soweit diese vom ISOS-Perimeter A 
und B betroffen sind, mehrheitlich die Regel. Neuere bzw. 
umgebaute Objekte mit einer grösseren Gebäudegrund-
fläche verfügen dagegen oft über ein Flachdach. Daneben 
finden sich auch Mansardendächer. Es gibt somit keine 
einheitliche Dachgestaltung in den ISOS-Gebieten. 

Die Firstrichtungen sind im ISOS-Perimeter sowohl giebel- 
als auch traufständig zu den Gassen, Strassen und Plätzen. 

Bei Ersatzbauten gilt in der Regel die vorhandene Firstrich-
tung oder ist im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens 
festzulegen. Abweichungen sind möglich, sofern das Pro-
jekt eine mindestens gleichhohe Siedlungsqualität erreicht. 

Bei Neubauten hat sich die Dachform und Dachgestaltung 
an der Umgebung zu orientieren. 

Trauf- und giebelseitige Dachvorsprünge sind ortsüblich. 
Deren Ausladung hat sich nach den ortstypischen Gege-
benheiten zu richten. Die Trauflinie ist durchgehend. 

Je weniger ein Dach mit Aufbauten und Dachflächenfens-
tern versehen ist, umso ruhiger wirkt die Dachlandschaft. 
Soweit derartige Eingriffe für die Belichtung und Wohn-
hygiene des Dachgeschosses erforderlich sind, können sie 
bewilligt werden. Grossflächige, quadratische oder quer-
liegende Dachflächenfenster sind unzulässig. 

Dacheinschnitte sind nach Möglichkeit zu vermeiden. 
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i) Umbau und Umnutzung 
(Art. 45 und 46 BauR) 

Umbauten beziehen sich in der Regel auf Objekte, die nur 
teilweise erhalten werden. Im ISOS-Gebiet mit Schutzziel A 
(Erhalten) sind derartige Eingriffe somit beschränkt zuläs-
sig. Es braucht eine nachvollziehbare Interessenabwägung. 

Die Nutzung einer Liegenschaft hat entsprechend der je-
weiligen Zonenbestimmung zu erfolgen. Das betrifft auch 
Umnutzungen der Erdgeschosse. In der Dorfkernzone wer-
den kleinbetriebliche bzw. publikumsorientierte Strukturen 
vorausgesetzt und in den übrigen Gassen und Strassen sind 
sie situationsgerecht wünschbar. 

k) Antennen, Reklamen 6 
(Art. 15, 21, 22 und 23 
BauR) 

Technisch unumgängliche Antennen auf dem Dach sind mit 
äusserster Zurückhaltung zu installieren. Sie haben sich gut 
in die Dachlandschaft bzw. in das Ortsbild einzufügen. 

Reklameanlagen an den jeweiligen Fassaden sind ebenfalls 
zurückhaltend zu gestalten bzw. zu beleuchten. Sie sind in 
der Regel auf das Erdgeschoss zu beschränken und haben 
sich dem Erscheinungsbild unterzuordnen. 

Es sind keine Fremdreklamen und keine blinkenden Rekla-
men gestattet. Davon ausgenommen sind Beleuchtungen in 
der Adventszeit. 

l) Solaranlagen                       
(Art. 18a RPG, Art. 32b 
RPV, § 75a PBG, Art. 8 
BauR) 

Photovoltaik- und Solarwärmeanlagen sind zulässig. Sie 
sind sehr sorgfältig in die Dach- und Fassadenflächen zu 
integrieren. Dabei sind nicht nur technische Kriterien son-
dern auch Aspekte des Ortsbildschutzes zu berücksichti-
gen. Es braucht eine denkmalpflegerische Beurteilung. 

Das Bundesgericht beurteilt Solaranlagen zumindest bei 
erhaltenswerten Bauten als wesentlich beeinträchtigend, 
insbesondere in einem ISOS-Gebiet mit dem Erhaltungsziel 
A, wo es in einem Urteil die Zustimmung verweigerte 7. 

Solaranlagen bedürfen bei Objekten von nationaler und 
kantonaler Bedeutung immer einer Baubewilligung. In den 
ISOS-Gebieten mit Schutzziel A ist ebenfalls eine Baube-
willigung erforderlich. 

Sofern Solaranlagen vorgesehen werden, dann sind die 
Kollektoren parallel zur Dachfläche, nicht spiegelnd und/ 
oder nicht reflektierend vorzusehen. Die Anordnung auf dem 
Dach hat zusammenhängend und als Teil der Dachfläche zu 
wirken. In Verbindung mit Dachaufbauten und -einschnitten 
sind sie auf einen ruhigen Gesamteindruck auszurichten. 

Für die Erstellung von Solaranlagen gilt die "Planungshilfe 
für Solaranlagen am Gebäude" des Umweltdepartementes 
Kanton Schwyz 8. 

m) Aussenraumgestaltung 
(Art. 19, 20, 45, 46 BauR 

Private Aussenräume bei Gebäuden die an den öffentlichen 
Raum angrenzen und öffentlich zugänglich sind haben sich 
ins Strassenbild einzufügen. Sie sind im Bereich von publi-

 
6 siehe Merkblatt Dorfkerngestaltung vom 25. März 2015 
7 BGE 1C_26/2016, Chur 
8 https://www.sz.ch/public/upload/assets/68731/2/Planungshilfe%20Solaranlagen.pdf?fp=2  

https://www.sz.ch/public/upload/assets/68731/2/Planungshilfe%20Solaranlagen.pdf?fp=2
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Merkblatt Dorfkernge-
staltung) 

kumsorientierten Gassen und Strassen möglichst ohne 
Hindernisse zu gestalten. 

n) Sichtachsen                     
(Art. 46 BauR) 

Die im Kernzonenplan eingetragenen Durchblicke (auch 
Sichtachsen genannt) dienen dem Belassen von bestehen-
den Öffnungen im Ortsbild vom und zum Klosterplatz. Deren 
konkrete Ausgestaltung ist bei den daran anstossenden 
Bauvorhaben im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens 
festzulegen. 

o) Nebenbauten                     
(§ 61 PBG, Art. 34, 35 und 
43 BauR) 

Für Nebenbauten gelten in erster Linie die Bestimmungen 
von § 61 PBG. Sie sind von untergeordneter Bedeutung und 
unbewohnt. In der Gestaltung, Materialisierung und Farb-
gebung sind sie mit der Hauptbaute abzustimmen. 

p) Abstellplätze                      
(Art. 30, 31 und 32 BauR) 

In der Dorfkernzone ist das Erstellen von Autoabstellplätzen 
in der Regel schwierig bis unmöglich. Das Baureglement 
sieht deshalb dafür einen reduzierten Normalbedarf vor 
bzw. erlaubt neue Parkplätze nur unter bestimmten Voraus-
setzungen. Motorfahrzeugabstellplätze sind hier ansonsten 
mittels Ersatzabgabe abzugelten. 

q) Gewässerschutzbereich 
(GSchV Ziffer 211 und § 
20 EGzGSchG) 

Die Erstellung von Anlagen, die unter dem mittleren Grund-
wasserspiegel liegen, ist im Gewässerschutzbereich Au 
grundsätzlich unzulässig. Soweit die Durchflusskapazität 
des Grundwassers gegenüber dem unbeeinflussten Zustand 
um höchstens 10 Prozent vermindert wird, kann die Behör-
de eine Ausnahme bewilligen 9. In Einsiedeln befindet sich 
ein grosser Teil der Bauzone im Gewässerschutzbereich Au.  
Sofern also ein Bauvorhaben den mittleren Grundwasser-
spiegel unterschreitet, ist eine bundesrechtliche Ausnah-
mebewilligung erforderlich. 

Es lohnt sich in jedem Fall, in einem frühen Zeitpunkt der 
Projektierung den voraussichtlichen Eingriff in das Grund-
wasser zu klären und ein hydrogeologisches Gutachten an-
zufordern 10. Dies umso mehr, weil das betreffende Bundes-
gerichtsurteil zusätzlich die Abwägung sowohl der öffent-
lichen als auch der privaten Interessen voraussetzt. Diese 
Interessen an der Verminderung der Durchflusskapazität 
müssen die entgegenstehenden (Gewässerschutz-)Interes-
sen überwiegen. Überdies ist zu beachten, dass gemäss der 
bundesgerichtlichen Rechtsprechung kein Anspruch auf die 
Erteilung einer Bewilligung zur baulichen Unterschreitung 
des mittleren Grundwasserspiegels besteht, die eine Ver-
minderung der Durchflusskapazität mit sich bringt. 

r) Studienaufträge                
(Art. 17 BauR) 

Der Bezirk empfiehlt unter anderem in der Dorfkernzone, 
dass zur Qualitätssicherung von Bauwerken und deren 
Umgebung (bei nach aussen sichtbaren Umbauten bzw. bei 
Ersatzbauten) ein qualifiziertes Verfahren durchgeführt 
wird. Welche Art von Wettbewerben lässt sich in der Regel 
erst dann beurteilen, wenn die Bauabsichten klar sind. 

 
9 siehe BGE 1C_460/2020 vom 30. März 2021 in Lachen 
10 siehe Merkblatt "Bauen im Grundwassergebiet", Umweltschutzdirektionen Zentralschweiz 
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Bei Einzelobjekten im ISOS-Perimeter kann in Ergänzung 
auch das nachfolgend beschriebene Werkstattverfahren 
(Kapitel 7) angewendet werden. Für dieses Vorgehen wird 
jedoch die Zustimmung der Bauverwaltung vorausgesetzt. 

Eine frühzeitige Kontaktaufnahme mit der Bauverwaltung 
ist empfehlenswert. 

s) Interessenabwägung       
(Art. 3 RPV, § 73 PBG, Art. 
23 BauR und Kapitel 8) 

Die Interessenabwägung gelangt im Bewilligungsverfahren 
überall dort zur Anwendung, wo es entweder um Ausnahme-
bewilligungen bei Bundesaufgaben geht (z.B. Eingriff in den 
Gewässerschutzbereich) oder ISOS-Gebiete betroffen sind. 
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7 Werkstattgespräche 

7.1 Ausgangslage und Zielsetzung 

Widerspruch zwischen 
Wunsch und Realität 

Bei der Entwicklung von Bauprojekten in der Dorfkernzone 
und/oder in den ISOS-Gebieten mit dem Erhaltungsziel A 
"Substanz erhalten" oder B "Struktur erhalten" fehlt oft die 
Erfahrung, den Anforderungen des Ortsbildschutzes gerecht 
zu werden. Das revidierte RPG orientiert sich im Siedlungs-
gebiet vermehrt an der Innenentwicklung, das heisst die 
Verdichtung der bestehenden Bausubstanz. Das erhöht den 
Druck auf die Bewilligungsbehörden. Hinzu kommt, dass in 
den ISOS-Gebieten A die kantonale Denkmalpflege gesetz-
lich verpflichtet ist, eine Stellungnahme abzugeben 11. Die 
Kombination von hoher Grundstücksnutzung, wirtschaft-
lichem Bauen und Ansprüchen an das Ortsbild führt so hin 
und wieder zu allseitig unbefriedigenden Ergebnissen. 

Freiwilliges Verfahren Das Ziel der Werkstattgespräche liegt darin, das Baubewil-
ligungsverfahren für Bauherrschaften und Bauverwaltung 
effizient zu gestalten und eine hohe Siedlungsqualität zu 
erreichen. Es handelt sich um eine in der Vorprojektphase 
begleitende Vorgehensweise. 

Die einzelnen Schritte werden nach einem definierten Ab-
lauf durchgführt und entsprechen dem Dialogverfahren. 
Dieses Verfahren ist freiwillig und ergebnisoffen, soll aber 
das anschliessende Baubewilligungsverfahren in den vom 
schützenswerten Ortsbild betroffenen Gebieten wirksamer 
machen. 

Das Verfahren ist kein direkter Ersatz für ein qualifiziertes 
Verfahren nach sia 142/143 (Wettbewerbe). 

7.2 Verfahrensablauf 

Notwendige Vereinbarung Der Ablauf ist strukturiert und vorgegeben. Der Einstieg in 
die Werkstattgespräche erfolgt über einen vorausgehenden 
ersten Kontakt zwischen Bauherrschaft/Architekturbüro 
und der Bauverwaltung. Bei Eignung des Gesuchs wird der 
Antrag auf Durchführung der Werkstattgespräche gestellt. 
Im positiven Fall wird sodann die Vereinbarung vor der 
Startsitzung erstellt und gegenseitig unterzeichnet. 

Organisator ist die Abteilung Planen Bauen Umwelt Energie. 
Bei ablehnendem Entscheid bleibt es beim normalen Bau-
bewilligungsverfahren. 

Vorgesehener Ablauf der Werkstattgespräche 12 

Startsitzung - Begehung vor Ort beim zur Diskussion stehenden Gebäu-
de oder Grundstück und erläutern der Absichten seitens 
der Bauherrschaft und des Planungsbüros. 

 - Fortsetzung im Sitzungszimmer. Vorstellen der Projekt-
idee (können auch als Handskizzen präsentiert werden). 

 
11 siehe § 9 Abs. 3 Denkmalschutzgesetz (DSG) Schwyz 
12 siehe auch Ablaufschema Anhang 1 
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 - Verständnisfragen Behördenseite und Fachexperten. 

 - Diskussion im Plenum über den Bearbeitungsperimeter, 
die allfällige Absicht eines Abbruchs und Ersatzneubaus, 
die volumetrische Gebäudesetzung und -stellung bzw. 
die ortsbauliche Einfügung, die Dachform und die Er-
schliessung, rechtliche und planerische Rahmenbedin-
gungen sowie über ergänzende Untersuchungen. 

 - Nachfolgend schriftliche Abgabe der besprochenen 
Empfehlungen. 

Zwischenbesprechung 1 - 
Erläutern Projektvorschlag (mit Arbeitsmodell). 

 - Verständnisfragen Behördenseite und Fachexperten. 

 - Diskussion im Plenum zum Projektvorschlag (Gebäude-
stellung und -setzung, Proportion, Dachform, Erschlies-
sung, Nutzungsstruktur und Aussenraumgestaltung). 

Nach Möglichkeit Klarheit schaffen, ob eine bestehende 
Baute allenfalls abgebrochen bzw. ersetzt werden kann. 

 - Nachfolgend schriftliche Abgabe der besprochenen 
Empfehlungen. 

Zwischenbesprechung 2 - Erläutern überarbeitetes Vorprojekt (mit Arbeitsmodell) 
und Begründungen zu allfälligen Abweichungen gegen-
über dem übergeordneten Recht (ISOS und evtl. Eingriff 
ins Grundwasser). 

Die Begründungen sind als Arbeitspapier mit Vorteil 
schriftlich festzuhalten. 

 - Verständnisfragen Behördenseite und Fachexperten 

 - Diskussion im Plenum zum Vorprojekt und definitiver 
Entscheid, ob eine bestehende Baute abgebrochen und 
ersetzt werden kann, sowie ergänzende Empfehlungen 
zur Gebäudestellung und -setzung, Erschliessung, Nut-
zungsstruktur, Dach- und Fassadengestaltung, Erdge-
schossnutzung, Aussenraumgestaltung und zum weite-
ren Vorgehen. 

 - Nachfolgend schriftliche Abgabe der besprochenen 
Empfehlungen. 

Schlusssitzung - Erläutern bereinigtes Vorprojekt (mit Modell) inkl. Bericht 
mit Begründungen als Grundlage für die Interessenab-
wägung im Baubewilligungsverfahren. 

Der Bericht soll der Baubehörde die Überlegungen und 
Argumente zu allfälligen Ausnahmen liefern. 

- - Verständnisfragen Behördenseite und Fachexperten. 

 - Diskussion im Plenum zum Vorprojekt und zum weiteren 
Vorgehen. 

 - Nachfolgend schriftliche Abgabe der besprochenen 
Empfehlungen zur eigentlichen Baueingabe. 

Zu beachten - Das stufenweise Verfahren (Projektstudie, Vorprojekt) 
geht von kurzen Zeitabschnitten zwischen den einzelnen 
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Werkstattgesprächen aus. Die Gesprächstermine werden 
jeweils vorgängig festgelegt. 

 - Sowohl für einen beabsichtigten Abbruch und Ersatzneu-
bau wie auch für einen Umbau ist in der Regel eine bau-
historische Untersuchung vorzusehen. 

 - Allenfalls ist auch ein hydrogeologisches Gutachten er-
forderlich. 

- - Dokumente für die Gespräche 2 bis und mit 4 sind zwei 
Arbeitstage im Voraus elektronisch der Baubehörde zuzu-
stellen. 

 - Die Gespräche werden jeweils innert einer Stunde durch-
geführt. 

 - Bei Abbruch und Ersatzbau wie auch bei einer umfang-
reichen Sanierung ist eine vorausgehende Abklärung bei 
der kantonalen Denkmalpflege zu empfehlen. 

 - Die Anzahl der Zusammenkünfte ist abhängig von der 
Komplexität des Projekts und vom gemeinsamen Ver-
ständnis für das Vorgehen. 

 - Unterschiedliche Meinungen werden offen besprochen 
und festgehalten. Die Wertung für eine Überarbeitung ist 
hingegen allein Sache der Bauherrschaft. 

 - Die Empfehlungen zu den einzelnen Werkstattgesprä-
chen werden anschliessend in der Regel innerhalb von 
drei Arbeitstagen schriftlich abgegeben. 

 - Zuhanden der Bewilligungsbehörde erfolgt eine begrün-
dete Schlussempfehlung der Experten. 

 - Der Bezirksrat kann als Bewilligungsbehörde eine abwei-
chende Haltung zum Bauprojekt einnehmen, die aller-
dings entsprechend zu begründen ist. 

7.3 Teilnehmende und Beteiligte 

Bauherrschaft in der Pflicht Wichtig bei den Werkstattgesprächen ist, dass Architekt 
und Bauherrschaft immer gemeinsam anwesend sind und 
auf der Behördenseite Vertreter der Denkmalpflege, der 
Bau- und Umweltbehörde, der Abteilung Planen Bauen 
Umwelt Energie sowie Fachexperten. Die Gespräche sollen 
von einer offenen und sachbezogenen Diskussion ausgehen. 

Die Denkmalpflege kann sich, abhängig vom Projekt, auch 
vertreten lassen. 

Allfälliger Übungsabbruch Die Bau- und Umweltbehörde wie auch die Bauherrschaft 
können den in der Vereinbarung festgehaltenen Planungs-
prozess bei fehlender Übereinstimmung abbrechen. In dem 
Fall entstehen für den Bezirk und die Bauherrschaft gegen-
seitig keine finanziellen Entschädigungsansprüche. Die 
Kosten für extern beigezogene Fachleute tragen die jeweili-
gen Auftraggeber. 

7.4 Zuständigkeiten 

Wer? Für die Durchführung der Werkstattgespräche ist die Abtei-
lung Planen Bauen Umwelt Energie verantwortlich. Sie orga-
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nisiert und koordiniert die Werkstattgespräche und den 
Einbezug der externen Fachexperten. 

Die Protokollführung erfolgt durch die Abteilung Planen 
Bauen Umwelt Energie. 

Erforderliche Begründungen, insbesondere bei Abweichun-
gen gegenüber dem Baureglement und übergeordneten 
Rechtsgrundlagen, sind Aufgabe der Projektverfasser. 

Was? Für die Durchführung der Werkstattgespräche wird eine 
Vereinbarung vorausgesetzt. Der Entscheid darüber obliegt 
der Bau- und Umweltbehörde. 

7.5 Kosten 

Verwaltungsinterne Kosten Die durch das Werkstattverfahren entstehenden verwal-
tungsinternen Kosten werden gemäss Gebührenordnung 
verrechnet. 

Kosten für Fachexperten Der Beizug von Fachexperten in den Werkstattgesprächen 
seitens der Verwaltung wird nach Aufwand verrechnet 
(siehe Vereinbarung). 

Der Beizug von Fachexperten seitens der Bauherrschaft ist 
deren Angelegenheit. 
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8. Interessenabwägung 

8.1 Bedeutung und Handhabung 

Die Interessenabwägung gehört zu den wichtigsten Aufgaben der Raumplanung. Im 
Rahmen der vorliegenden Vollzugshilfe werden für das Bewilligungsverfahren in 
Einsiedeln zwei Bundesaufgaben thematisiert, welche im Fall einer erforderlichen 
Interessenabwägung von zentraler Bedeutung sind: das Bundesinventar der schüt-
zenswerten Ortsbilder der Schweiz von nationaler Bedeutung (ISOS) und der Ge-
wässerschutz. Zentrale Elemente der Interessenabwägung sind nebst rechtlichen 
Erlassen auch gesellschaftliche und wirtschaftliche Entwicklungen, welche den 
Beurteilungsprozess beeinflussen. 

Bund, Kantone und Gemeinden sind verpflichtet, ihre raumwirksamen Aufgaben 
aufeinander abzustimmen und die Ziele und Grundsätze des Raumplanungsgeset-
zes zu beachten (Art. 2 und Art. 3 RPG). Dass damit unterschiedliche Interessen 
tangiert werden, gehört zum Verfahrensprozess. Sofern ein Bauvorhaben zonen-
konform ist und die rechtlichen Voraussetzungen erfüllt sind, muss es, gestützt auf 
Art. 22 Abs. 2 RPG, bewilligt werden. Die Interessenabwägung spielt dann eine ge-
ringe Rolle, ausser, es wird eine Bundesaufgabe tangiert. 

Stehen den Behörden allerdings Handlungsspielräume zu, so wägen sie die Interes-
sen gegenseitig ab 13. Diese Aufgabe gehört zu den Pflichten jeder Bewilligungsbe-
hörde. Je umfassender diese im Rahmen der rechtlich und sachlich anerkannten 
Interessen nachvollziehbar stattfindet, umso grösser ist die damit verbundene 
Rechtssicherheit. 

8.2 ISOS und Gewässerschutz als Bundesaufgaben 

Der Ortskern und angrenzende Teile von Einsiedeln befinden sich im ISOS. Konkret 
betrifft das den eigentlichen Ortskern sowie Siedlungsgebiete südlich bzw. nördlich 
der Hauptachse im Zentrum sowie Teile auf der Westseite des Bahnhofes. Die da-
mit verbundenen Schutzziele sind allerdings zweigeteilt. Im Bereich der Haupt-
strasse gilt das Erhaltungsziel A. Das bedeutet Substanzerhaltung bzw. das inte-
grale Erhalten der Bauten, Anlageteile und Freiräume. Für die angrenzenden Gebie-
te gilt das Erhaltungsziel B. Das bedeutet Strukturerhaltung bzw. das Bewahren der 
Bauten und Freiräume. 14 

Bei Eingriffen im ISOS, die eine Bundesaufgabe darstellen und dazu führen, dass 
von der ungeschmälerten Erhaltung abgewichen wird (sogenannte schwere Ein-
griffe), richtet sich die Interessenabwägung nach Art. 6 Abs. 2 NHG 15. Das Bundes-
gesetz über den Natur- und Heimatschutz enthält eine Liste von raumwirksamen 
Tätigkeiten, die als Bundesaugabe gelten (Art. 2 NHG). Diese Liste ist jedoch nicht 
abschliessend. Laut der bundesgerichtlichen Rechtsprechung liegt eine Bundes-
aufgabe auch dann vor, wenn sich ein kantonaler oder kommunaler Entscheid auf 
hinreichend detailliertes, direkt anwendbares Bundesrecht stützt. 

Das Bundesgericht hat denn auch in seiner Rechtsprechung eine Reihe weiterer 
Tätigkeiten als Bundesaufgaben bezeichnet, so die Erteilung von Ausnahmebewilli-
gungen ausserhalb der Bauzonen, die Bewilligung von Zweitwohnungen oder ge-

 
13 siehe Art. 3 RPV 
14 siehe ISOS Nr. 3247, Einsiedeln 
15 siehe auch Arbeitshilfe «Ortsbildschutz und Verdichtung», Kapitel 3 und Kapitel 5 
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wässerschutzrechtliche Ausnahmebewilligungen. Der Umstand, dass ein Vorhaben 
im Perimeter eines ISOS liegt, stellt für sich allein noch keine Bundesaufgabe dar. 
Die Tätigkeit an sich muss eine Bundesaufgabe sein. Die Baubewilligungsbehörde 
hat vor ihrem Entscheid zu prüfen, ob es sich bei einem Eingriff in den Schutzperi-
meter um eine Bundesaufgabe handelt. Ist dies der Fall und liegt das Vorhaben im 
Schutzbereich eines Bundesinventars nach Art. 5 NHG 16, bedarf es in der Regel 
eines Gutachtens der Eidgenössische Natur- und Heimatschutzkommission ENHK 
oder der Eidgenössischen Kommission für Denkmalpflege EKD.  

Die Baubewilligungsbehörde kann jedoch für die Erstellung eines Gutachtens nicht 
direkt an die ENHK oder EKD gelangen, sondern muss den Weg über die kantonale 
Denkmalpflege nehmen. Obliegt die Bewilligungszuständigkeit dem Kanton, dann 
erfolgt die Beurteilung durch die kantonale Fachstelle 17. Wie weit ein Gutachten 
der ENHK oder der EDK erforderlich ist, ist frühzeitig mit der Baubehörde und den 
kantonalen Amtsstellen abzuklären. 

Erfordert ein Bauvorhaben im Gewässerschutzbereich und in Grundwasserschutz-
zonen oder Grundwasserschutzarealen eine Ausnahmebewilligung, so handelt es 
sich aufgrund der bundesrechtlichen Gewässerschutzbewilligung um eine Bundes-
aufgabe 18. Im Gewässerschutzbereich Au dürfen keine Anlagen erstellt werden, die 
unter dem mittleren Grundwasserspiegel liegen 19. Ausnahmen davon können ge-
mäss Anhang 4 Ziff. 211 Abs. 2 GSchV bewilligt werden, soweit die Durchflusska-
pazität des Grundwassers gegenüber dem unbeeinflussten Zustand um höchstens 
10 % vermindert und eine Interessenabwägung vorgenommen wird 20. 

8.3 Vorgehen zur Interessenermittlung 

Die Methode der Interessenabwägung ist in Art. 3 RPV umschrieben und gliedert 
sich in drei Schritte.21 

 

Die Interessenabwägung ist sowohl für die erstinstanzliche Bewilligungsbehörde 
wie auch für die Gesuchsteller eine Herausforderung. Dabei sind insbesondere zwei 

 
16 neben dem ISOS ist dies das Bundesinventar der Landschaften und Naturdenkmäler von nationaler 
Bedeutung BLN oder das Bundesinventar der historischen Verkehrswege der Schweiz IVS 
17 siehe Art. 7 NHG 
18 siehe Art. 19 Abs. 2 Bundesgesetz über den Gewässerschutz GSchG 
19 siehe Anhang 4 Ziffer 211 Gewässerschutzbereiche Au und Ao GSchV 
20 siehe Bundesgerichtsentscheid 1C_460/2020 vom 30. März 2021, Lachen 
21 siehe auch Arbeitshilfe «Ortsbildschutz und Verdichtung», Kapitel 5 
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Themenbereiche entscheidend: Wie erfüllt die Bewilligungsbehörde ihre Pflicht, 
damit deren Entscheid zum Bauvorhaben auch in einem Rechtsmittelverfahren 
Bestand halten wird und was können die Gesuchsteller beitragen, damit ihre 
Interessen möglichst vollständig begründet und rechtlich wie sachlich anerkannt 
werden? 22 

Als Massstab für die Interessenermittlung dienen die Ziele und Grundsätze gemäss 
Art. 1 und Art. 3 RPG. Es können aber auch Eigentumsinteressen und wirtschaft-
liche Interessen einbezogen werden. Liegt eine Bundesaufgabe vor, verlangt Art. 6 
Abs. 2 NHG den Nachweis, dass Eingriffsinteressen von ebenfalls nationaler Be-
deutung vorliegen, die gegenüber den Schutzinteressen "gleich- oder höherwertig" 
sein müssen.23 Das Bundesgericht hat dabei die Verdichtung im Sinne des 2012 
revidierten Raumplanungsgesetzes grundsätzlich als nationales Interesse quali-
fiziert. 

In Fällen, in denen es nicht um die Erfüllung einer Bundesaufgabe geht, muss kein 
nationales Interesse nachgewiesen werden. Es genügt eine Interessenabwägung 
nach Art. 3 RPV. Der Schutz ist hier weniger hoch. Es wird in diesen Fällen auch 
nicht zwingend eine ungeschmälerte Erhaltung im Sinne von Art. 5 NHG verlangt, 
sondern eine grösstmögliche Schonung. Grösstmögliche Schonung kann durch 
Projektoptimierungen erreicht werden, z. Bsp. durch Anpassen der Proportionen 
oder eine bessere Einpassung in die bebaute Umgebung. Abgestellt wird bei der 
Beurteilung vor allem auf die Zonenumschreibung im kommunalen Baureglement 
(BauR). Fügt sich ein Bauvorhaben überhaupt nicht in die Umgebung ein, ist damit 
zu rechnen, dass gestützt auf die kommunalen Gestaltungsgrundsätze, mitsamt 
der Schutzumschreibung im ISOS, keine Baubewilligung erteilt wird. Dabei handelt 
es sich jedoch nicht um eine Interessenabwägung, sondern um die Anwendung 
eines unbestimmten Rechtsbegriffs (Wahrung des Ortsbildes, Eingliederung in die 
gewachsenen Ortsstrukturen etc.). 

 
  

 
22 siehe Anhang 2 Kriterienliste der Interessenabwägung 
23 siehe Art. 6 Abs. 2 NHG 
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Ablaufschema Werkstattgespräche (Anhang 1) 

 Tätigkeiten verfügbare Unterlagen 
P

ro
je

kt
st

ud
ie

 
(S

ta
rt

si
tz

un
g)

 
− Vorstellen Teilnehmende und Ablauf der 

Werkstattgespräche erläutern; 
− Besichtigen des Projektperimeters; 
− Erläutern der Projektidee (Vorstudie); 
− Begründen allfälliger Abbruch und Ersatzbau; 
− Verständnisfragen Behördenseite; 

− Diskussion im Plenum; 
− Überlegungen zu den Stossrichtungen in der 

Projektbearbeitung; 
− Schriftliche Empfehlungen im Nachgang an 

das erste Gespräch. 

− Zielsetzungen Bauherr-
schaft; 

− allenfalls bauhistorische 
Untersuchung zum Objekt; 

− Modell; 

− Fragestellungen Bauherr-
schaft/Architekt; 

Vo
rp

ro
je

kt
 S

tu
fe

 1
 

(Z
w

is
ch

en
be

sp
re

ch
un

g 
1)

 − Erläutern des Vorprojektes (bei Ersatzbau: 
städtebauliche Setzung, Volumen, Dachge-
staltung, Orientierung und Erschliessung, 
Parkierung, Nutzungsstruktur, Fassadenge-
staltung, Aussenraum); 

− Aufzeigen allfälliger Varianten zum Gebäude 
(sowohl Umbau/Sanierung wie Ersatzbau); 

− Verständnisfragen Behördenseite; 
− Diskussion im Plenum; 
− Schriftliche Empfehlungen im Nachgang an 

das zweite Gespräch. 

− bauhistorische Untersu-
chung (soweit erforderlich); 

− Grundriss-, Schnitt- und 
Fassadenpläne; 

− Modell; 
− ergänzende Fragestellun-

gen Bauherrschaft/Archi-
tekt; 

Vo
rp

ro
je

kt
 S

tu
fe

 2
 

(Z
w

is
ch

en
be

sp
re

ch
un

g 
2)

 

− Erläutern der vertieften Projektbearbeitung, 
in Fortsetzung zur Zwischenbesprechung 1; 

− Begründen allfälliger Ausnahmen (ISOS und 
Gewässerschutzbereich) 

− Verständnisfragen Behördenseite; 
− Diskussion im Plenum; 

− Schriftliche Empfehlungen im Nachgang an 
das dritte Gespräch. 

 
 

− Grundriss-, Schnitt- und 
Fassadenpläne; 

− Materialisierung; 

− Modell; 
− Entwurf Projektbeschrieb 

(mit allfälligen Begründun-
gen zu Abweichungen); 

Vo
rp

ro
je

kt
 S

tu
fe

 3
 

(S
ch

lu
ss

si
tz

un
g)

 − Erläutern der vertieften Projektbearbeitung, 
in Fortsetzung zum dritten Gespräch; 

− Evtl. aktualisierte Begründung allfälliger Aus-
nahmen (ISOS und Gewässerschutzbereich); 

− Verständnisfragen Behördenseite; 

− Diskussion im Plenum; 
− Allenfalls ergänzende Empfehlungen für die 

eigentliche Baueingabe. 

− Grundriss-, Schnitt- und 
Fassadenpläne; 

− Modell; 
− Materialisierung; 
− evtl. hydrogeologisches 

Gutachten; 
− Projektbeschrieb (mit all-

fälligen Begründungen zu 
Abweichungen); 

Anmerkungen: Die Werkstattgespräche sind ein Begleitverfahren in der Vorprojektphase. 

Die Anzahl der Gespräche ist abhängig von der Komplexität des Projektes. 

 In begründeten Fällen erfolgt eine Entscheidfindung ohne externe Personen. 

 In begründeten Fällen kann das Verfahren abgebrochen werden. 
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Kriterienliste der Interessenabwägung (Anhang 2) 

Die nachfolgend aufgelisteten Kriterien können Themen der Interessenabwägung 
sein. Die meisten davon waren Gegenstand von Gerichtsurteilen, Regierungsbe-
schlüssen und weiterführender Dokumente zur Anwendung der Interessenabwä-
gung. Die Auflistung zeigt Kriterien, die in der Begründung von notwendigen Abwei-
chungen und Ausnahmen gegenüber den Schutzzielen besonders zu thematisieren 
sind. Sie ist nicht abschliessend. Die Erläuterungen beschreiben kurz, um was es 
bei den Kriterien geht. Die Quellenangaben verweisen auf entsprechende Gerichts-
urteile, Beschlüsse und Fachliteratur hin, wo die jeweiligen Kriterien vertiefter 
behandelt werden und Hinweise zu möglichen Begründungen der Interessenermitt-
lung geben. 

 Kriterien Erläuterungen dazu Quellen 

1 Bundesaufgabe – ja oder 
nein? 

Bundesaufgaben liegen vor, 
wenn der Bund Werke und Anla-
gen plant, errichtet oder verän-
dert, wenn er Konzessionen und 
Bewilligungen erteilt, wenn er 
Subventionen gewährt oder sich 
ein kantonaler oder kommunaler 
Entscheid auf hinreichend de-
tailliertes, direkt anwendbares 
Bundesrecht stützt. Beispiels-
weise wenn ein Bauprojekt aus-
serhalb der Bauzone entstehen 
soll oder bis zum Grundwasser-
spiegel reicht. 
Die Aufnahme einer Baute in das 
ISOS bedeutet aber nicht auto-
matisch eine Bundesaufgabe. 

Art. 2 und 7 NHG; 

Bundesamt für Kultur 
(BAK) -> ISOS und 
Ortsbildschutz -> Das 
ISOS in Kürze -> 
Praktische Anwendung; 

BGE 1C_558/2015, 
Altendorf, Seestatt 

BGE 1C_332/2019,     
Triboltingen 

2 Stellungnahme des 
Bundesamtes für Kultur 
(BAK) 

Hinweis, wann eine Stellungnah-
me des BAK verpflichtend einzu-
holen ist. 

BGE 1C_489/2016,     
Luzein 

3 ENHK-Gutachten Umfang der Beeinträchtigung 
von Schutzzielen als Grundlage 
zum Gutachten. 

BGE 1C_489/2016,     
Luzein 

4 ENHK-Gutachten Klärung zum verpflichtenden 
Beizug der kantonalen Fach-
stelle bzw. der ENHK, wenn ein 
ISOS-Gebiet unmittelbar be-
nachbart ist. 

Verwaltungsgericht ZH, 
VB.2023.00209              
vom 21. Dezember 2023 
Stadt Zürich 

5 Fachgutachten Bedeutung von Fachgutachten 
der Denkmalpflege im Baube-
willligungsverfahren. 

Regierungsbeschluss 
Zug vom 7. Juli 2015; 

§ 9 
Denkmalschutzgesetz 
(DSG) Schwyz 

6 Schaffung von Wohnraum Rolle der Wohnraumbeschaffung 
als ein gewichtiges öffentliches 
Interesse, das die Siedlungs-
fläche verdichtet und die 
Schutzzone tangiert. 

BGE 1C_474/2016,    
Basel 
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7 Schaffung von Wohnraum Bisherige Entwicklung innerhalb 
der Region, Bevölkerungsstrate-
gie im Zentrum, Bedeutung des 
Wohnens im Zentrum etc. 

Bevölkerungsumfrage 
Einsiedeln 2022, Bericht 
Wirtschaftliche Stand-
ortbestimmung 
2025/2035 

8 Abbruch und Ersatzbaute Bedeutung des Denkmal- bzw. 
Ortsbildschutzes, ob die Anlie-
gen der Erhaltung ausreichend 
berücksichtigt sind. 

VB.2017.00013, Stadt 
Zürich, vom 18.05.2017 

 

9 Ausnahmebewilligung Beurteilung von Ausnahmebe-
willigungen für die Interessen-
abwägung, bei der Schutzanlie-
gen miteinzubeziehen sind. 

BGE 1C_474/2016,    
Basel 

10 Einfügung im Ortsbild Wahrnehmung des Neubaus im 
Gebiet (Bebauungsstruktur, Ge-
bäudehöhe), Integration von 
Bauten im Siedlungsbereich und 
Rolle der Denkmalpflege. 

BGE 1C_474/2016,    
Basel 

BGE 1C_227/2015     
Fläsch 

11 Planungszone, Gestal-
tungsplan und Gutachten 
ENHK/EKD 

Stellenwert Gestaltungsplan in 
der Umsetzung. 

BGE 1C_753/2021, 
1C_754/2021           
Frauenfeld 

12 Gestaltungsplanpflicht Rechtfertigung der Gestaltungs-
planpflicht in einem Gebiet mit 
Ortsbildschutz. 

BGE 1C_348/2021       
Zürich 

13 Eingliederung ins Quartier-
bild 

Bedeutung der Schutzwürdigkeit 
bei der Wahrnehmung von Bun-
desaufgaben. 

BGE 1C_48/2022,               
Chur 

14 Eingliederung in die 
bauliche Umgebung 

Bedeutung der Eingliederung im 
ISOS-Perimeter. 

BGE 1C_470/2021           
Luzern 

15 Bebauungsstruktur Art der Einfügung in die histo-
risch geprägte Umgebung. 

BGE 1C_583/2016, 
Schaffhausen 

16 Baulücke Eingriff ins Ortsbild versus 
Wahren der ISOS Schutzziele. 

BGE 1C_583/2016, 
Schaffhausen 

17 Beanspruchung Innenhof 
(Rückseite) 

Eingriff im Hofbereich (Rücksei-
tige Fassade) einer Überbauung. 

BGE 1C_474/2016,     
Basel 

18 Fensterersatz im ISOS-
Perimeter mit Schutzziel A 

Baubewilligungspflicht und 
Gemeindeautonomie. 

BGE 1C_119/2023    
Rorschach 

19 Dachlandschaft Bebauungselemente der unmit-
telbaren Nachbargebäude im 
Falle der Strukturerhaltung 
(ISOS Erhaltungsziel B). 

BGE 1C_474/2016,    
Basel 

20 Photovoltaikanlage auf 
dem Dach 

Bedeutung einer Solaranlage als 
Bundesaufgabe und Frage nach 
einem Gutachten der ENHK 
und/oder der EKD 

Entscheid Baurekurs-
gericht ZH, 
R4.2023.00161 

21 Solaranlage auf dem Dach Umfang und Art des Eingriffs in 
Dachfläche versus Erhalten des 
homogenen Erscheinungsbildes. 

BGE 1C_26/2016, Chur,  

Baugesetz Stadt Chur, 
Anhang Erhaltungs-
bereiche; 

BGE 1C_179/2015     
Lungern 
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22 Eingriff in das 
Grundwasser 

Verfahrenskonsequenz bei Er-
stellung von Bauten, die unter 
dem mittleren Grundwasser-
spiegel liegen. Einfluss der 
Durchflusskapazität. 

BGE 1C_460/2020,     
Lachen;  

BGE 1C_489/ 2016,     
Luzein; 

hydrogeologisches 
Gutachten 

23 Freihaltung Gewässerraum Bedeutung der Freihaltung des 
Gewässerraumes bei nicht 
standortgebundenen Anlagen. 

BGE 1C_402/2020, 
Weggis 

24 Gewässerraum und 
Gutachten 

Bedeutung des Gewässerraumes 
und Zeitpunkt zum Einholen 
eines Gutachtens der ENHK oder 
der EDK. 

BGE 1C_558/2015, 
Altendorf, Seestatt; 

GSchG, Art. 41c, Abs. 1 
und 2; GSchV Art. 41c 
Abs. 1 lit. a 

25 Unterschutzstellung und 
Ermessen (Gemeindeauto-
nomie) 

Rolle der Gemeindeautonomie 
bei der Frage, was für Gebäude 
unter Schutz zu stellen sind. 

BGE 1C_128/2019, und 
1C_134/2019,            
Stadt Zürich 

Urteil 1C_92/2021,    
Dägerlen ZH 

26 Ermessensspielraum und 
Unterschutzstellung 

Bedeutung des Ensembles im 
Ortskern. 

BGE 1C_679 + 680/2021 
Bülach 

27 ISOS und Nutzungsplanung Qualität der Interessenabwä-
gung bei der Berücksichtigung 
von ISOS-Einträgen in die Nut-
zungsplanung. 

Urteil VB.2018.00540, 
Verwaltungsgericht Kt. 
Zürich 

28 ISOS und Bebauungsplan Abgrenzung einer Bundesauf-
gabe und der Zuständigkeit von 
Kanton und Gemeinde. 

BGE 1C_53/2019, Zug 

29 ISOS und Baubewilligung Notwendigkeit der kommunalen 
Nutzungsplanung für die Anwen-
dung des ISOS 

BGE 1C_488/2015,      
Muttenz 

30 Umfang der Interessenab-
wägung 

Bedeutung der rechtsgenüg-
lichen Interessenabwägung im 
Quartierplanverfahren 
(Gestaltungsplan) 

Urteil 810 18 176 vom 
15.05.2019, 
Kantonsgericht Basel-
Landschaft 

31 Umfang der Interessenab-
wägung 

Rolle der Berichterstattung nach 
Art. 47 RPV für die Interessenab-
wägung 

BGE 1C_328/2020             
Uster 

32 Würdigung der Interessen-
abwägung 

Notwendigkeit einer vertieften 
Auseinandersetzung mit der 
Interessenabwägung 

BGE 1C_470/2021                   
Luzern 

33 Lärmschutz Bedeutung der Lärmschutz-
vorschriften bei der Erteilung 
von Ausnahmebewilligungen 

BGE 1C_244/2019, Baar 

34 Verhältnismässigkeitsprin-
zip 

Verhältnismässigkeitsprüfung 
bei der Frage, ob ein Gebäude 
unter Schutz gestellt werden 
muss 

Urteil Nr. 0084/2016 
vom 3. Mai 2016, 
Baurekursgericht Kt. 
Zürich 

35 Verdichten und Interessen-
abwägung 

Umfang der Verdichtung im 
ISOS-Gebiet 

Urteil VerwGer WBE. 
2020.43 vom 20.10.2021 
Aarau 
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36 Verdichtung und 
Abweichungen gegenüber 
den Zonenbestimmungen 

Bedeutung einer umfassenden 
Begründung von Abweichungen 
zur Interessenabwägung auch 
durch die Bewilligungsbehörde 

Urteil 810 14 194 vom 
28.01.2015, 
Kantonsgericht Basel-
Landschaft 

Weitere Kriterien für die Interessenabwägung 

A Gewässerschutzbereiche Eingriffe benachbarter Bauten unter den mittleren 
Grundwasserspiegel, Situation des Grundwasserspiegels 
in der näheren Umgebung, Durchlässigkeit, Fassungen, 
Perimeter von Schutzzonen etc. 

B Gebäudestellung, Lage, 
Proportionen, 
Dachgestaltung, 
Materialisierung 

Elemente, die bezüglich der Verträglichkeit mit dem 
denkmalgeschützten Umfeld zu prüfen und zu begrün-
den sind. 

C Variante zum Abbruch 
und Ersatzbau 

Gegenüberstellung zwischen Erhalt des bestehenden 
Gebäudes und Ersatzbaute. 

Die Begründung von Abweichungen und Ausnahmen gegenüber dem Originalzu-
stand hat sorgfältig, fundiert und transparent zu erfolgen. Bei der Abweichung von 
Schutzzielen im Inventar ist im Rahmen der Interessenermittlung nachvollziehbar 
darzulegen, weshalb andere Ziele gleich oder höher gewichtet und welche Faktoren 
berücksichtigt werden. Die Begründungen sind in Form einer fachlichen Auseinan-
dersetzung zu konkretisieren und als Bestandteil in die Projekterläuterung aufzu-
nehmen. 

 

Chur, 19. April 2024 


